
Sitzung des Verbandsgemeinderates  am 21. April 2016
Punkt 4) Erlass einer dritten Nachtragshaushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2015 und 2016 mit erstem Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Höfer, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Damen und Herren,

bevor ich mich mit dem ersten Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 und dem angekündigten radikalen WECHSEL unserer Zielsetzungen für die Folgejahre auseinandersetzte, habe ich mir meine Redebeiträge zu den Doppelhaushalten 2013/14 und 2015/16 nochmals angesehen.

Im Dezember 2012 hatte ich in meiner Haushaltsrede für die FWGfolgende vier Punkte als positive Zielsetzung für die Jahre 2013/14 hervorgehoben:

1. Senkung des Umlagesatzes der Verbandsgemeindeumlage von 45,5 % auf 44 % und Beibehaltung bis Ende 2016.
Ziel wird erreicht, denn es ist derzeit keine Umlageveränderung vorgesehen, vielmehr sollen die 44 %Punkte bis Ende 2018 gehalten werden.
2. Es sollten keine neuen Kredite aufgenommen werden.
Auch dieses Vorhaben konnte in den Haushaltsjahren 2013/14 eingehalten werden.
In der Haushaltsrede am 09.12.2014 zum Doppelhaushalt 2015/16 kam es zur Abweichung von diesem Vorhaben. Bedingt durch das beschlossene Feuerwehrkonzept und den weiteren Investitionen an den Kindertagesstätten und Schulen und Planungsleistungen für die Erneuerung der Schulsporthalle Weyerbusch und den bekannt gewordenen Schäden am Hallenbad wurden Kreditaufnahmen in Höhe von rd. 5 Mio. € für den Zeitraum bis 2018 eingeplant. 
Die für 2015 vorgesehene Kreditaufnahme in Höhe 880 Tsd. € wird in nächster Zeit aufgenommen.
3. Die Schuldentilgungen sollten im bisherigen Rahmen fortgeführt werden. Es sollte sogar eine außerordentliche Tilgung vorgenommen werden.
Die Schuldentilgungen wurden im Zeitraum 2013/14 vorgenommen und werden auch im Zeitraum 2015/16 wie vorgesehen durchgeführt. Die angekündigte außerordentliche Tilgung  in Höhe von 500.000 € wurde ebenfalls  vorgenommen.
4. Trotzdem sollten in den beiden Zeiträumen Investitionen in Höhe von rd. 5 Mio. bzw. 7,1 Mio. € vorgenommen werden.
Die geplanten Investitionen wurden vorgenommen oder befinden sich noch in der Verwirklichung.
Die Konsequenz: Alles in Ordnung – alles in Butter? Für die Vergangenheit – JA – für die Zukunft unter den bisherigen Kautelen – NEIN.

Beginnend mit diesem Nachtragshaushalt und den weiteren Planungen bis 2018 hat die Verwaltung einen radikalen Wechsel in den Zielsetzungen vorgenommen. Vereinfacht gesagt: Investitionen erhöhen, weitere Kreditaufnahmen und Erhöhung des Schuldenstandes.

Zunächst die Frage – warum?

1. Wir haben in den vergangenen Monaten immer wieder Beschlüsse gefasst, die zu haushaltsmäßigen  Belastungen im heute zu beratenden Nachtragshaushaltsplan und zu Erhöhungen im Doppelhaushalt 2017/18 führen.

2. Des weiteren werden Investitionen vorgezogen und weitere hinzugefügt. Wobei z.B.  ein Hallenbadneubau und eine evtl. Sanierung des Rathauses noch nicht enthalten sind.

3. Das wichtigste Argument für den vorgeschlagenen Kurswechsel, sind jedoch die derzeit historisch günstigen Zinskonditionen und die noch vorhandenen liquiden Finanzmittel.

FAZIT:
Unspektakulär für die FWG ist die Zielsetzung, den Umlagesatz bis Ende 2018 beizubehalten und die Schuldentilgung im bisherigen Maß und Umfang weiterzuführen. Unter Berücksichtigung der Zinsleistungen ist jedoch festzuhalten, dass die liquiden Mittel bis auf rd. 38.000 € abgeschmolzen werden.

Das benötigte Kreditvolumen von insgesamt 8.560.000 € zur Finanzierung der eingeplanten Gesamtinvestitionen von 12.148.000 € im Zeitraum von 2015 bis 2018 ist eine große Herausforderung für alle Beteiligten. Die Fremdfinanzierungsquote beträgt 70,5 %.

Andererseits handelt es sich um notwendige Strukturmaßnahmen zur Verbesserung der Attraktivität der Verbandsgemeinde Altenkirchen,  für Investoren, aber auch für die Bevölkerung. Dazu gehört die Verbesserung der Breitbandversorgung, eine nachfrageorientierte Betreuungs- und Bildungsstruktur durch Kindergärten und Schulen. Aber auch die Angebote der Daseinsvorsorge müssen den veränderten Anforderungen angepasst werden.

Betrachtet man den Nachtragshaushaltsplan 2016 und die Überlegungen bis 2018 unter diesen Vorgaben, dann kann man unter Berücksichtigung der Tilgungsleistungen die Nettoneuverschuldung mit „nur“ 2.754.195 € als vertretbar ansehen.

Die FWG-Fraktion trägt diese Planung untern dem Hinweis auf die Strukturverbesserungen mit und wird dem Beschlussvorschlag zustimmen.

Abschließend aber noch ein paar kritische Bemerkungen mit Folgewirkungen für die Zukunft.

Der Nachtragshaushaltsplan 2016 und die Vorgaben für die Zeit bis 2018 zeigen, dass das gesamte Konstrukt auf Kante genäht ist. Voraussetzung für ein entsprechendes Gelingen ist, dass es keine Einbrüche bei den Einnahmen gibt, keine Überraschungen im Investitionsbereich (Mehrkosten) auftreten und wir als Ratsmitglieder keine weiteren finanzträchtigen Beschlüsse fassen. Denn – Spielraum für Sonderwünsche haben wir nicht.

Erfreulich war daher die Mitteilung, dass der Bund dem Landkreis für die DSL-Versorgung 8,4 Mio. €  zur Verfügung stellt. Der auf die Verbandsgemeinde entfallende Betrag (ca. 1 Mio.)  trägt dazu bei, dass in diesem Umfang geringere Kredite aufgenommen werden müssen. 

Trotzdem wir die FWG-Fraktion künftig keinen Vorabbeschlüssen zustimmen, die nicht über die Haushaltsplanung abgedeckt sind. Wenn die Dringlichkeit tatsächlich gegeben ist, dann müssen ggf. andere geplante Investitionen gestreckt oder verschoben werden. Wir sollten nicht in die Lage kommen, Betriebsmittelkredite aufnehmen zu müssen um unsere laufenden Geschäfte abwickeln zu können.

Abschließend herzlichen Dank an Bernhard Wendl, der uns alle Fragen beantwortet hat, die notwendig waren, um die vielfältigen Zusammenhänge und Auswirkungen zu verstehen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

3

